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Kleine Anfrage zur schriftlichen Beantwortung  
gemäß § 46 Abs. 1 GO LT 

mit Antwort der Landesregierung 

Anfrage der Abgeordneten Jörg Bode, Susanne Victoria Schütz und Björn Försterling (FDP) 

Antwort des Niedersächsischen Ministeriums für Wirtschaft, Arbeit, Verkehr und Digitalisierung na-
mens der Landesregierung  

Wann wird die Weddeler Schleife zweigleisig ausgebaut? 

Anfrage der Abgeordneten Jörg Bode, Susanne Victoria Schütz und Björn Försterling (FDP), ein-
gegangen am 17.12.2019 - Drs. 18/5479  
an die Staatskanzlei übersandt am 02.01.2020 

Antwort des Niedersächsischen Ministeriums für Wirtschaft, Arbeit, Verkehr und Digitalisierung na-
mens der Landesregierung vom 31.01.2020 

 

Vorbemerkung der Abgeordneten 

Die Weddeler Schleife erstreckt sich mit einer Gesamtlänge von 21 km zwischen Weddel und Fal-
lersleben. Die Bahnstrecke verbindet die Städte Wolfsburg und Braunschweig und übernimmt 
Funktionen im Nah-, Fern- und Güterverkehr. Sie wurde in den 90er-Jahren als zweigleisiger, 
elektrifizierter Ausbau planfestgestellt, aber nur eingleisig realisiert. Durch die Eingleisigkeit der 
Strecke und den Vorrang des Fernverkehrs kommt es immer wieder zu Verspätungen im Perso-
nennahverkehr. Aus diesem Grund wird zwischen den beteiligten Akteuren seit vielen Jahren um 
den zweigleisigen Ausbau gerungen. 

2014 hat das Bundesverkehrsministerium mit einer Neubewertung der Weddeler Schleife begon-
nen, um zu prüfen, ob sie in den Bundesverkehrswegplan aufgenommen werden kann. Zwei Jahre 
später, am 22.02.2016, wurden dann Verhandlungen über den Ausbau und dessen Finanzierung 
zwischen dem damaligen Verkehrsminister Olaf Lies, der Bahn und Staatssekretär Enak Ferle-
mann in Berlin geführt. In der Vorberichterstattung hieß es unter der Überschrift „Weddeler Schleife 
- Auf Ferlemann kommt es an“ (Braunschweiger Zeitung, 20.02.2016): „Der Staatssekretär hat das 
zweite Gleis oft versprochen, nun geht es in die entscheidende Phase“ Und weiter: „Bei der Wed-
deler Schleife hat Ferlemann besonders oft betont, wie wichtig das zweite Gleis ist. Dass er alles 
dafür tun wird, damit es endlich, endlich gebaut wird. Er hat sich sogar aus dem Fenster gelehnt 
und den konkreten Zeitpunkt genannt. Spätestens 2020 soll es fertig sein. … Einigen sich die Betei-
ligten, könnte der Bau bereits Ende 2017 beginnen“ (Braunschweiger Zeitung, 20.02.2016). Am 
Tag nach den Verhandlungen hieß es: „Weddeler Schleife: Durchbruch in Berlin - Land, Bahn und 
Bund verständigen sich auf den Ausbau. Ab 2018 könnte der Bau des zweiten Gleises beginnen“ 
(Braunschweiger Zeitung, 23.02.2016). Die Baukosten, die 2010 noch auf 97 Millionen Euro 
(Drucksache 17/7125) geschätzt worden sind, wurden vor drei Jahren auf rund 120 Millionen Euro 
nach oben korrigiert, und das neue voraussichtliche Bauende wurde für 2020 oder 2021 geschätzt. 
2017 betrugen die Baukosten bereits 150 Millionen Euro (Braunschweiger Zeitung, 04.10.2017). 

Im Sommer 2017 wurde auch festgestellt: „Fest steht, dass wir kein neues Baurecht brauchen, da-
mit beschränkt sich der Planungsaufwand auf die technische Seite“ (PM des MW, 28.06.2017). 
Diese Erkenntnisse hatte die Landesregierung bereits im Februar 2014, siehe Drucksache 17/1250 
vom 27.02.2014 (Seite 142). Seinerzeit hieß es zudem: „Die Voraussetzungen für den Ausbau sind 
weitgehend geschaffen. Maßgeblich ist nun die Mittelbereitstellung durch den Bund. Die Möglich-
keiten des Landes, ein Projekt des Bundes und der Deutschen Bahn voranzubringen, liegen in ers-
ter Linie im politischen Bereich“ (Drucksache 17/1250, Seite 142). Seitdem sind fast sechs Jahre 
vergangen, und der Bau hat nicht begonnen. In der Pressemitteilung des MW vom 28.06.2017 
stand ebenso: „Lies und Ferlemann zeigten sich sehr erfreut über das erzielte Ergebnis: ‚Alle betei-
ligten Akteure von Bund, Land, Regionalverband und Bahn haben deutlich ihren Willen bekräftigt, 
dieses überaus wichtige Schienenprojekt Hand in Hand erfolgreich umzusetzen. Dazu konnte in der 
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grundlegenden Frage der Finanzierung des Gesamtvorhabens Einvernehmen über das weitere 
Vorgehen getroffen werden‘“. Im Herbst 2017 verkündete Minister Lies: „Der Vertrag zwischen 
Bund, Land, Regionalverband und Deutsche Bahn wird im Frühjahr 2018 unterzeichnet“ (Braun-
schweiger Zeitung, 04.10.2017). 

Der Sachstand drückt sich aktuell, rund zwei Jahre später, wie folgt aus: „Wie geht es weiter an der 
Weddeler Warte-Schleife?“ (ndr.de, 13.11.2019). Im Beitrag heißt es: „Nach jüngsten Berichten 
fehlt aber in den Plänen zur Finanzierung fast die Hälfte der Summe. (…) Es gab bislang offenbar 
lediglich mündliche Absprachen zur Finanzierung, aber nichts Schriftliches“ (ndr.de, 13.11.2019). 
Der Baubeginn hat sich mittlerweile auf 2021 verschoben (PM des MW, 15.11.2019). 

 

Vorbemerkung der Landesregierung 

Die Realisierung des bereits planfestgestellten zweigleisigen Ausbaus der Schienenverbindung 
Weddeler Schleife zwischen Braunschweig und Wolfsburg ist gemeinsames Ziel des Landes Nie-
dersachsen, des Regionalverbandes Großraum Braunschweig, des Bundes und der Deutschen 
Bahn AG (DB). Das Projekt war ursprünglich Teil des Bundesverkehrswegeplanes, wurde jedoch in 
den 1990er-Jahren trotz vorliegender bestandskräftiger Planfeststellung nur teilweise im Zuge ei-
nes eingleisigen Teilausbaus umgesetzt.  

Der zweigleisige Ausbau der Strecke ist notwendig, um einen ganztägigen 30-Minuten-Takt im 
Nahverkehr bei hoher Betriebsqualität zu ermöglichen. Gleichzeitig ergeben sich Qualitätsverbes-
serungen für den Fern- und Güterverkehr. Es handelt sich um ein zentrales Schienen-Infra-
strukturprojekt für die Region mit hoher landespolitischer Bedeutung. Die Landesregierung unter-
nimmt intensive Anstrengungen, um eine zeitnahe Umsetzung des Großprojektes weiter voranzu-
treiben. Die Zusammenarbeit mit dem Bund, der DB und dem Regionalverband Großraum Braun-
schweig im Rahmen des Projektes gestaltet sich konstruktiv. 

 

1. Mit Bezug auf die Antwort zu Frage 14 in der Drucksache 17/7125 (02.12.2016): Ist die 
Weddeler Schleife auch unter Herrn Minister Dr. Althusmann Chefsache, und falls ja, wie 
drückt sich dies seit der Amtsübernahme im Jahr 2018 aus? 

Minister Dr. Althusmann ist persönlich bereits wenige Tage nach der Amtsübernahme als Nieder-
sächsischer Minister für Wirtschaft, Arbeit, Verkehr und Digitalisierung, die am 22.11.2017 erfolgt 
ist, über den Sachstand des Projektes zum zweigleisigen Ausbau der Weddeler Schleife informiert 
worden. Seitdem hat Minister Dr. Althusmann mehrfach Gespräche mit dem Parlamentarischen 
Staatssekretär (PStS) im Bundesministerium für Verkehr und Digitale Infrastruktur (BMVI) und Be-
auftragten der Bundesregierung für den Schienenverkehr, Herrn Bundestagsabgeordneten Enak 
Ferlemann, über die Umsetzung des Ausbauvorhabens sowie die Sicherstellung der Gesamtfinan-
zierung durch den Bund geführt und sich dazu auch mit Schreiben an die Hausspitze des BMVI 
gewandt. Flankierend dazu hat Minister Dr. Althusmann dafür bei Mitgliedern des Haushaltsaus-
schusses des Deutschen Bundestages erfolgreich für die Schaffung eines gesonderten Haushaltsti-
tels im Bundeshaushalt und die Bereitstellung zusätzlicher Investitionsmittel durch den Bundestag 
geworben, aus denen ein weiterer Finanzierungsbeitrag von 50 Millionen Euro möglich ist. Der Mi-
nister wird sich persönlich auch weiterhin mit Nachdruck auf Bundesebene für eine Übernahme der 
noch verbleibenden Kosten für den Gesamtausbau durch den Bund einsetzen. 

 

2. Aus welchen Gründen ist nach sechs Jahren, obwohl für die Weddeler Schleife Bau-
recht besteht, sie zu einem vordringlichen Projekt zur Verbesserung des Schienenver-
kehrs in Norddeutschland gehört (Drucksache 17/1250), es ein Einvernehmen über die 
Finanzierung des Gesamtvorhabens gibt, der Regionalverband in Vorleistung gegan-
gen ist und sie von allen Beteiligten befürwortet wird, bisher noch kein Meter Gleis ge-
legt worden? 

Bei dem Projekt handelt es sich um ein Großvorhaben, das aufgrund seiner Komplexität einer um-
fangreichen Vorbereitung bedarf. Bereits in der Antwort der Landesregierung auf die Kleine Anfrage 
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„Wie ist der Stand bei der Finanzplanung des Schienenprojektes Weddeler Schleife?“ vom 
02.12.2016 (Drucksache 17/7125) ist darauf hingewiesen worden, dass der weitere Terminplan in 
Abhängigkeit der nächsten Schritte liege, und dass zu der Frage, ob mit einer Freigabe der Wedde-
ler Schleife im Jahr 2021 gerechnet werden könne, keine Aussage möglich sei. 

In der Pressemitteilung des Niedersächsischen Ministeriums für Wirtschaft, Arbeit, Verkehr und Di-
gitalisierung (MW) vom 08.11.2017 zur Unterzeichnung der Finanzierungsvereinbarung für die wei-
tere Planung wurde als vorgesehener Zeitraum für die Inbetriebnahme das Jahr 2023 genannt. Im 
Zuge der anschließenden Aktualisierung der Planungsunterlagen für das Vorhaben durch die DB 
Netz AG, die im vergangenen Jahr fertiggestellt wurde, und der mit mehrjährigem Vorlauf DB-intern 
erforderlichen Anmeldung von Sperrpausen auf der Strecke hat sich ergeben, dass unter Berück-
sichtigung der inzwischen für Herbst 2021 bestätigten ersten Sperrpause sowie der erforderlichen 
zeitlichen Vorläufe für Ausschreibung und Vergabe der Bauleistungen ein Baubeginn 2021 nach 
derzeitigem Stand realistisch erscheint. An der voraussichtlichen Fertigstellung im Jahr 2023 kann 
nach wie vor festgehalten werden. Nachdem die einzelnen Schritte zur Umsetzung konkretisiert 
wurden, befindet sich das Projekt im Zeitplan. Voraussetzung dafür bleibt allerdings, dass es bei 
einer Umsetzung des zweigleisigen Ausbaus der Gesamtstrecke aus einem Guss bleibt und es 
nicht zu einer Aufteilung in zwei Teilmaßnahmen aufgrund einer nicht rechtzeitig vorliegenden Be-
wertung im Rahmen des Deutschlandtaktes seitens des Bundes kommt. 

 

3. Mit Bezug auf die Pressemitteilung des MW vom 28.06.2016 „Das Schienenprojekt 
Weddeler Schleife ist auf einem guten Weg“: Wie hat sich der „gute Weg“ in den ver-
gangenen drei Jahren entwickelt, und wie setzt er sich voraussichtlich fort (Planung, 
Bau, Finanzierung)? 

Die zitierte Pressemitteilung trägt das Datum 28.06.2017. Seitdem konnten folgende für die Umset-
zung des Projektes erforderlichen wichtigen Schritte in enger Abstimmung zwischen Regionalver-
band Großraum Braunschweig, DB und MW aufgegriffen und weitgehend abgeschlossen werden:  

– Beauftragung der Standardisierten Bewertung zur Ermittlung des sich durch den Ausbau erge-
bende Nahverkehrsnutzens für die Finanzierung als ÖPNV-Großprojekt nach dem Gemeinde-
verkehrsfinanzierungsgesetz (GVFG) des Bundes durch den Regionalverband Großraum 
Braunschweig und des sich aufgrund dieses Nahverkehrsnutzens maximal zu deckenden Kos-
tenanteils für den Nahverkehr, 

– Durchführung dieser Bewertung unter enger fachlicher Begleitung durch das zuständige Referat 
des BMVI für die GVFG-Förderung, die DB Netz AG, das Eisenbahn-Bundesamt, die Landes-
nahverkehrsgesellschaft Niedersachsen mbH (LNVG) und das MW mit dem Ergebnis, dass sich 
als maximaler Nahverkehrsanteil nach dem GVFG ein Finanzierungsanteil von rund 52 Millio-
nen Euro darstellen lässt, 

– Übermittlung des Ergebnisses der Standardisierten Bewertung an das BMVI im Herbst 2018 als 
Grundlage für weitere Abstimmungen und Gespräche zur Sicherstellung des erforderlichen wei-
teren Finanzierungsanteils durch den Bund, 

– Abschluss einer Finanzierungsvereinbarung mit der DB Netz AG zur Aktualisierung der Pla-
nungsunterlagen für das Projekt im November 2017 durch den Regionalverband Großraum 
Braunschweig und das MW, Durchführung dieser Planungsleistungen durch die DB Netz AG 
unter Einbindung von Regionalverband, LNVG und MW in einem begleitenden Arbeitskreis so-
wie Fertigstellung der aktualisierten Planungsunterlagen bis Herbst 2019, 

– Durchführung weiterer Gespräche auf Spitzenebene mit dem BMVI zur Sicherstellung der Ge-
samtfinanzierung für das Projekt sowie Schaffung eines gesonderten Haushaltstitels im Bun-
deshaushalt für Baukostenzuschüsse für Investitionen in die Bundesschienenwege zur Beseiti-
gung von Engpässen im Nahverkehr und Bereitstellung zusätzlicher Mittel dafür durch den 
Bundestag Ende November 2019, aus denen ein weiterer Finanzierungsbeitrag für das Projekt 
in Höhe von 50 Millionen Euro möglich ist. Dadurch kann mindestens der Bau eines ersten, al-
lerdings relativ großen Teilabschnitts gewährleistet werden, mit dem laut Bewertung der DB 
Netz AG alle Nahverkehrsvorteile bereits erreicht werden könnten, was Voraussetzung für die 
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GVFG-Förderung ist. Eine entsprechende Abstimmung dazu zwischen Gutachter und DB Netz 
AG hat der Regionalverband bereits eingeleitet. Die Finanzierung der verbleibenden Kosten für 
den weiteren Ausbau soll nach Vorschlag des BMVI (gegebenenfalls in einem späteren separa-
ten Schritt) als Projekt im Rahmen des Deutschlandtakts durch den Bund erfolgen, für das eine 
Bewertung voraussichtlich erst nach dem Sommer 2020 vorliegt. Die Abstimmungen mit dem 
BMVI zur Sicherstellung der Gesamtfinanzierung werden fortgeführt. 

Nach Auskunft der DB Netz AG ist eine Finanzierung der weiteren Planungsleistungen für die Leis-
tungsphasen 5 und 6 (Erstellen der Ausführungsplanung und der Ausschreibungsunterlagen für die 
eigentliche Bauleistung) aus den o. g. im Bundeshaushalt zusätzlich bereitgestellten Mitteln vorge-
sehen. Um zeitliche Verzögerungen zu vermeiden, wird derzeit zwischen Land und DB Netz AG ei-
ne Vereinbarung zur Vorfinanzierung der kurzfristig erforderlichen Planungsleistungen der Leis-
tungsphasen 5 und 6 für das Gesamtprojekt (inklusive eines alternativen Ausbaus in zwei Baustu-
fen) mittels rückzahlbarer Zuwendung abgestimmt. Andernfalls bestünde die Gefahr, dass der enge 
Zeitplan und die angemeldeten Sperrpausen nicht gehalten werden können. Parallel dazu bereitet 
die DB Netz AG die Ausschreibung der Leistungsphasen 5 und 6 vor, deren Vergabe im ersten 
Quartal 2020 erfolgen soll. Die europaweite Ausschreibung der Bauleistung selbst soll ab Herbst 
2020 erfolgen, sodass eine Vergabe Ende 2020 / Anfang 2021 möglich ist. 

Bestimmte Vorarbeiten (Rückschnitt, Baustraßen usw.) können voraussichtlich im ersten Quartal 
2021 beginnen. Wichtigster Punkt zu Beginn der Baumaßnahme ist eine Sperrung zwischen Wed-
del und Fallersleben von Ende Oktober 2021 bis Mitte Dezember 2021, die seitens der DB Netz AG 
fest eingeplant ist und nicht verschoben werden kann. Eine Inbetriebnahme ist nach jetzigem Stand 
für das 3. Quartal 2023 geplant. 

 

4. Bleibt es bei der Aussage „2022 wird das zweite Gleis befahrbar sein“ (Minister Lies, 
Braunschweiger Zeitung, 04.10.2017; bitte mit Begründung)? 

In der Pressemitteilung des MW vom 08.11.2017 wird als Zeitpunkt der Inbetriebnahme nach Ab-
schluss des Ausbaus der Gesamtstrecke das Jahr 2023 genannt. Dies setzt allerdings voraus, dass 
das Projekt aus einem Guss umgesetzt werden kann und nicht in mehrere Teilmaßnahmen aufge-
teilt wird sowie, dass alle angemeldeten Sperrpausen eingehalten werden können. Allerdings sieht 
die aktuelle Bauphasenplanung vor, dass ab Ende 2022 bereits der Südabschnitt Weddel–Lehre 
zweigleisig befahrbar sein soll. Eine abschließend verbindliche Aussage, ab wann das Gleis be-
fahrbar sein wird, ist zum jetzigen Zeitpunkt vor dem oben genannten Hintergrund nicht möglich. 

 

5. Mit Bezug auf die Antwort zu Frage 12 in der Drucksache 17/7125 (02.12.2016): Wie ist 
der Sachstand bei der Ermittlung der Nutzungsanteile der Verkehrsträger nach drei 
Jahren? 

Es wird auf die Antwort zu Frage 3 verwiesen. Die im Rahmen der GVFG-Förderung vorgeschrie-
bene und nach den Verabredungen mit dem BMVI von Regionalverband und Land durchzuführen-
de Standardisierte Bewertung hat einen über den Nahverkehrsnutzen maximal darstellbaren Finan-
zierungsanteil von 52 Millionen Euro Baukosten ergeben. Die Ermittlung des Nutzens für den Fern- 
und Güterverkehr soll nach Mitteilung des BMVI von dort im Rahmen der Bewertungen für den 
Deutschlandtakt erfolgen.  

 

6. Welche Anforderungen sind bei der Ermittlung des Nahverkehrsnutzen durch den 
zweigleisigen Ausbau der Weddeler Schleife zu erfüllen, und welche Schwierigkeiten 
birgt eine solche Ermittlung? 

Die Ermittlung des Nahverkehrsnutzens erfolgt gemäß der Verfahrensanleitung der Standardisier-
ten Bewertung Version 2016. Sie dient zum Nachweis der gesamtwirtschaftlichen Vorteilhaftigkeit 
eines Investitionsvorhabens und damit der Förderwürdigkeit einer Maßnahme. Es handelt sich um 
ein sehr komplexes und zeitintensives Verfahren. 
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Ausgehend von einer kalibrierten Analyse werden zum Prognosejahr 2030 die Änderungen der 
Strukturdaten, Maßnahmen im Straßennetz und die Maßnahmen im Öffentlichen Personennahver-
kehr (ÖPNV), ohne die zu untersuchende Maßnahme, berücksichtigt. Dieser sogenannte „Ohnefall“ 
ist der Ausgangspunkt für den darauf aufbauenden „Mitfall“ (mit der zu untersuchenden Maßnah-
me). Die Ergebnisse der Nachfrageberechnung, der Betriebskostenrechnung ÖPNV und der Inves-
titionsrechnung werden mit den Kostensätzen der Standardisierten Bewertung monetarisiert und 
bilden in ihrer Summe den Nutzen der Maßnahme ab, die den Kosten für den Kapitaldienst der In-
vestitionen gegenübergestellt werden und damit den Nutzen-Kosten-Indikator ergeben. Diese Tei-
lindikatoren sind 

– Reisezeitdifferenzen, 

– Saldo der Pkw-Betriebskosten, 

– Nutzen aus neuen Mobilitätsmöglichkeiten, 

– Saldo der ÖPNV-Betriebskosten, 

– Unterhaltungskosten der Infrastruktur, 

– Saldo Unfallschäden, 

– Saldo Umweltschäden (CO2-Emissionen und sonstige Schadstoffe). 

In diese Indikatoren fließt auch die Verbesserung der Betriebsqualität im Schienenpersonennah-
verkehr aufgrund des Vorhabens ein.  

 

7. Welche finanziellen Mittel hat der Regionalverband bisher für die Weddeler Schleife be-
reitgestellt/investiert? 

Der Regionalverband Großraum Braunschweig ist nach eigener Auskunft mit Stand 17.12.2019 
Verpflichtungen für das Projekt in Höhe von 1 478 274,03 Euro eingegangen.  

 

8. Welche finanziellen Mittel hat das Land bisher für die Weddeler Schleife bereitge-
stellt/investiert? 

Das Land ist für das Projekt bislang Verpflichtungen in Höhe von 3 408 196,92 Euro eingegangen. 

 

9. Welche finanziellen Mittel hat der Bund bisher für die Weddeler Schleife bereitge-
stellt/investiert? 

Der Landesregierung liegen hierzu keine Erkenntnisse vor. Alle der Landesregierung bekannten 
Kosten seit 2016 sind von Land und Regionalverband Großraum Braunschweig getragen worden. 

 

10. Welche finanziellen Mittel hat die Bahn bisher für die Weddeler Schleife bereitge-
stellt/investiert? 

Der Landesregierung liegen hierzu keine Erkenntnisse vor. Alle der Landesregierung bekannten 
Kosten seit 2016 sind von Land und Regionalverband Großraum Braunschweig getragen worden. 

 

11. Welche finanziellen Anforderungen kommen auf den Regionalverband für die Weddeler 
Schleife voraussichtlich zu? 

12. Welche finanziellen Anforderungen kommen auf das Land für die Weddeler Schleife vo-
raussichtlich zu? 

13. Welche finanziellen Anforderungen kommen auf den Bund für die Weddeler Schleife 
voraussichtlich zu? 
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14. Welche finanziellen Anforderungen kommen auf die Bahn für die Weddeler Schleife vo-
raussichtlich zu? 

Fragen 11 bis 14 werden aufgrund des Sachzusammenhanges gemeinsam beantwortet. 

Dem zwischen BMVI, DB, Regionalverband Großraum Braunschweig und MW am 26.06.2017 poli-
tisch verabredeten Vorgehen zur Realisierung des zweigleisigen Ausbaues der Weddeler Schleife 
entsprechend ist vorgesehen, den sich aus der Ermittlung des Nahverkehrsnutzens nach der Stan-
dardisierten Bewertung maximal ergebenden Finanzierungsanteil von rund 52 Millionen Euro nach 
den Regelungen für GVFG-Projekte zu finanzieren. Danach würde der Bund entsprechend der der-
zeitigen Gesetzeslage 60 % davon, d. h. rund 31,2 Millionen Euro, tragen. Die verbleibenden 40 %, 
d. h. 20,8 Millionen Euro, müssen von Land und Regionalverband Großraum Braunschweig getra-
gen werden. Änderungen an der Förderhöhe des Bundes können sich aufgrund der aktuell im Ge-
setzgebungsverfahren auf Bundesebene befindlichen Novellierung des GVFG ergeben, deren Ab-
schluss abzuwarten bleibt. Üblicherweise übernimmt das Land bei GVFG-Projekten bislang weitere 
15 %, also im vorliegenden Fall rund 7,8 Millionen Euro, während auf den Regionalverband Groß-
raum Braunschweig die verbleibenden 25 %, also rund 13 Millionen Euro, entfallen würden. Der 
Verteilungsschlüssel zwischen Land und Regionalverband steht derzeit allerdings noch nicht fest 
und bedarf im Zuge der Sicherstellung der Gesamtfinanzierung zu gegebener Zeit einer abschlie-
ßenden Verständigung. Zusätzlich tragen Land und Regionalverband die erforderlichen Planungs-
kosten zur Aktualisierung der ursprünglichen Planungsunterlagen im Verhältnis 75 % (Land) zu 
25 % (Regionalverband). Die Kosten der Standardisierten Bewertung trägt der Regionalverband. 

Die Übernahme der Finanzierung aller weiteren Kosten für die Realisierung des Vorhabens soll 
nach der damaligen Verabredung unter den Beteiligten von Bundesseite übernommen werden. Al-
lerdings war das BMVI dabei von einem deutlich höheren Finanzierungsanteil für den Nahver-
kehrsnutzen als den später ermittelten 52 Millionen Euro ausgegangen. Nach derzeitigem Stand ist 
vorgesehen, dass von den verbleibenden Kosten bis zu 50 Millionen Euro aus dem vom Bundestag 
mit der Beschlussfassung des Bundeshaushalts 2020 neu geschaffenen Haushaltstitel „Baukosten-
zuschüsse für Investitionen in die Schienenwege der Eisenbahnen des Bundes zur Beseitigung von 
Engpässen im Nahverkehr“ bereitgestellt werden können, mit dem eine zusätzliche Finanzierung 
des Bundes für Investition außerhalb des Geltungsbereiches des Bundesschienenwegeausbauge-
setzes ermöglicht wird. In Verbindung mit der vorgesehenen Finanzierung über das GVFG wäre 
dadurch der Bau eines ersten Teilabschnitts von bis zu ca. 18,9 km Länge gesichert. 

Für den verbleibenden Abschnitt strebt das BMVI eine Finanzierung im Rahmen der Umsetzung 
des Deutschlandtaktes als Projekt des Bundesverkehrswegeplanes an, für das eine Bewertung vo-
raussichtlich erst in der zweiten Jahreshälfte 2020 vorliegen soll. Sofern eine positive Bewertung in 
diesem Rahmen rechtzeitig vor dem aufgrund der bestätigten Sperrpausen erforderlichen Zeitpunkt 
für die Ausschreibung der Bauleistungen vorliegt, könnte das Gesamtprojekt als Maßnahme aus 
einem Guss realisiert werden. Ein solches Vorgehen wäre aus wirtschaftlichen Gründen sinnvoll, 
um unnötige Mehrkosten zu vermeiden. Andernfalls müsste der verbleibende Ausbauabschnitt in 
einem späteren separaten Schritt vom Bund finanziert und könnte erst einige Jahre später nachge-
holt werden. 

 

15. Wann steht die finale und sichere Finanzierung der Weddeler Schleife, und in welcher 
Höhe bewegt sich derzeit die Kostenschätzung oder -planung? 

Die aktuell bekannten Kosten wurden im Rahmen der Entwurfsplanung (Stand 22.10.2019) von der 
DB Netz AG ermittelt. Es handelt sich um eine Kostenberechnung im Sinne der DIN 276. Nach Mit-
teilung der DB ergibt die Kostenberechnung nach der Entwurfsplanung für das Projekt einen Ge-
samtwertumfang von rund 150 Millionen Euro (einschließlich Planungskosten). 

Der Zeitpunkt der abschließenden Sicherstellung der Gesamtfinanzierung des Projektes ist abhän-
gig von den Ergebnissen der Bewertung des BMVI für den Deutschlandtakt. Insoweit wird auf die 
Ausführungen bei der Antwort zu den Fragen 11 bis 14 verwiesen. Ein abschließendes Datum dazu 
kann angesichts der noch nicht abgeschlossenen Bewertung auf Bundesebene derzeit nicht ge-
nannt werden. 
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16. Was ist mit dem Umstand „Es gab bislang offenbar lediglich mündliche Absprachen zur 
Finanzierung, aber nichts Schriftliches“ (ndr.de, 13.11.2019) gemeint, und wie ist der 
aktuelle Sachstand bei der Finanzierung der Weddeler Schleife? 

Bei dem zitierten Satz handelt es sich um die Aussage eines Journalisten. Was dieser damit ge-
meint hat, entzieht sich der Kenntnis der Landesregierung. 

Hinsichtlich des aktuellen Sachstandes der Finanzierung wird auf die Antworten zu den Fragen 11 
bis 15 verwiesen. 

 

17. Wird die Aussage des MW, dass sich die Baukosten auf 144 Millionen Euro belaufen 
werden (Protokoll des AfWAVuD, 29.11.2019) Bestand haben? 

Eine aktuelle Nachfrage bei der DB Netz AG hat ergeben, dass die reinen Baukosten gemäß der 
Kostenberechnung aus der Entwurfsplanung aktuell mit 125 586 658,21 Euro beziffert werden, 
während der Gesamtwertumfang inklusive aller Planungsleistungen der Leistungsphasen 1 bis 9 
derzeit weiterhin bei 149,8 Millionen Euro liegt. Der im Rahmen der mündlichen Unterrichtung im 
AfWAVuD genannte Betrag von rund 144 Millionen Euro umfasst neben den reinen Baukosten 
auch weitere Planungskosten. Es ist darauf hinzuweisen, dass es sich bei der Angabe von Baukos-
ten und Gesamtwertumfang um vorläufige Kosten handelt und die Ergebnisse der Ausschreibung 
der Bauleistungen sowie heute nicht absehbare eventuell erforderlich werdende Mehrleistungen 
abzuwarten bleiben.  

 

18. Weshalb ist der Verkehrsminister nur „zuversichtlich, dass der Bund weiter zu seinen 
Zusagen steht, die erforderlichen Mittel zur Sicherung der Gesamtfinanzierung der 
Weddeler Schleife aufzubringen“ (PM des MW, 15.11.2019)? 

Sowohl die Schaffung eines neuen Haushaltstitels und die Bereitstellung zusätzlicher Mittel im 
Bundeshaushalt für das Projekt als auch die seitens des BMVI beabsichtigte Einbeziehung als Pro-
jekt im Rahmen des Deutschlandtaktes zeigen, dass der Bund zu der gemeinsam mit DB, Regio-
nalverband Großraum Braunschweig und Land vereinbarten Umsetzung des zweigleisigen Aus-
baus der Weddeler Schleife steht. Dafür spricht im Übrigen auch die vorliegende Baureife des Pro-
jektes, das im Gegensatz zu vielen anderen geplanten Bahnprojekten, bei denen es zu Verzöge-
rungen kommt, tatsächlich kurzfristig zügig umsetzbar ist.  

 

19. Welche Abmachungen (mündlich, schriftlich, Handschlag) hat es bezüglich der Finan-
zierung der Weddeler Schleife zwischen der Landesregierung und dem Bundesver-
kehrsministerium, insbesondere mit Herr Staatssekretär Ferlemann, seit 2014 gege-
ben? 

Ursprünglich war der zweigleisige Ausbau der Weddeler Schleife Teil des Bundesverkehrswege-
plans (BVWP) und wäre als Bedarfsplanprojekt vollständig von Bundesseite finanziert worden. Das 
Vorhaben war vom Land auch frühzeitig für die Neuaufstellung des BVWP gemeldet worden. Als 
die Aufstellung des aktuellen BVWP 2030 in die Schlussphase ging, wurde absehbar, dass ein 
zweigleisiger Ausbau der Weddeler Schleife geringe Chancen auf eine Wiederaufnahme in den 
BVWP durch den Bund haben würde. 

Um eine Realisierung des aus Landessicht aufgrund der großen Bedeutung des Projektes für die 
gesamte Region Braunschweig-Wolfsburg verkehrlich dringend erforderlichen zweigleisigen Aus-
baus dennoch zu erreichen, wurden Gespräche auf politischer Ebene mit dem BMVI unter Einbe-
ziehung der DB aufgenommen, an denen sowohl PStS Ferlemann als auch die Hausspitze des MW 
beteiligt waren. Ziel der Gespräche war es, Möglichkeiten für die Verabredung eines neuen Finan-
zierungsmodells auszuloten, das sowohl den Nutzen für den Personennahverkehr als auch für den 
Personenfernverkehr und für den Güterverkehr gut abbildet. Dazu wurden u. a. Optionen zur Fi-
nanzierung mithilfe einer angenommenen 60-prozentigen GVFG-Förderung für das Gesamtvorha-
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ben sowie einer anteiligen Aufteilung der verbleibenden 40 % auf Land und Regionalverband (für 
den Nahverkehrsnutzen) sowie den Bund (für den Nutzen für Fern- und Güterverkehr) erwogen. 

Als erster Schritt wurde unter den Beteiligten zunächst eine Überprüfung der Fortgeltung der Be-
standskraft des bestehenden Baurechts für das Projekt vereinbart. Dazu musste gemeinsam mit 
der DB, dem Eisenbahn-Bundesamt und weiteren Behörden einvernehmlich geklärt werden, dass 
für die Vollendung des wirksam planfestgestellten zweigleisigen Ausbaus keine neue Planfeststel-
lung erforderlich war. Hierfür war eine umfangreiche Recherche und Beteiligung erforderlich, die 
vom Land initiiert, begleitet und finanziert wurde. Die Überprüfung ergab, dass die Planfeststel-
lungsbeschlüsse weiterhin bestandskräftig sind, allerdings in Teilen eine Aktualisierung der ur-
sprünglichen Planungsunterlagen vorgenommen werden muss. 

Nachdem DB und Land dem BMVI den Fortbestand der Wirksamkeit des Baurechts für das Vorha-
ben bestätigen konnten, erfolgten weitere Gespräche über die Möglichkeiten zur Finanzierung des 
Vorhabens auf politischer Ebene. Im Rahmen eines Spitzengesprächs am 26.06.2017 zwischen 
PStS Ferlemann, dem damaligen Verkehrsminister Lies sowie dem Verbandsdirektor des Regio-
nalverbandes Großraum Braunschweig, Hennig Brandes, unter Einbeziehung der DB erfolgte eine 
einvernehmliche politische Verabredung zwischen den Beteiligten über das weitere Vorgehen für 
die Finanzierung des Gesamtvorhabens. Danach sollte zunächst mittels einer durch den Regional-
verband zu beauftragenden Standardisierten Bewertung der sich durch den Ausbau ergebende 
Nahverkehrsnutzen ermittelt und der danach maximal zu deckende Kostenanteil über eine Förde-
rung durch das GVFG-Programm des Bundes im Verhältnis 60 % Bund sowie 40 % Land und Re-
gionalverband finanziert werden. Die restlichen Kosten sollten vollständig vom Bund getragen wer-
den, da auch der Güter- und Fernverkehr von dem zweigleisigen Ausbau durch eine bessere Be-
triebsqualität und mehr Flexibilität profitieren. Für diesen Finanzierungsanteil erfolgte eine mündli-
che Zusage des Bundes. Land und Regionalverband erklärten sich außerdem bereit, die Finanzie-
rung der Aktualisierung der ursprünglichen Planungsunterlagen zu finanzieren. 

In der Folge hat das BMVI mitgeteilt, dass es die Anmeldung des Landes zum Vorhaben Weddeler 
Schleife für das Bundes-GVFG-Programm berücksichtigt habe und damit die Bereitschaft erkläre, 
das Vorhaben bei Vorliegen der entsprechenden Voraussetzungen anteilig zu fördern. Weiter wur-
de bestätigt, dass bereits absehbar sei, dass sich das Projekt allein über den Nahverkehrsnutzen 
nicht realisieren lassen werde. Deswegen werde geprüft, ob weitere Nutzen- und Kostenanteile 
über den Personenfern- und Güterverkehr ermittelt und zur Finanzierung des Projektes herangezo-
gen werden können. Auch im Rahmen eines Gesprächs mit Minister Dr. Althusmann und der DB zu 
verschiedenen Bahnthemen am 09.05.2018 bestätigte PStS Ferlemann die vorgesehene Kosten-
übernahme für die neben dem Nahverkehrsanteil noch verbleibenden Kosten durch den Bund. 

Diesen Verabredungen entsprechend wurde vom Regionalverband unter enger Begleitung des zu-
ständigen Referates des BMVI für die GVFG-Förderung, der DB, der LNVG sowie des MW der ma-
ximal finanzierbare Nahverkehrsnutzen über die dafür vorgeschriebene Standardisierte Bewertung 
ermittelt. Dieser beläuft sich auf rund 52 Millionen Euro. Dieses Ergebnis wurde dem BMVI im Ok-
tober 2018 übermittelt. Da bundesseitig nach späteren Aussagen des BMVI offenbar ein deutlich 
höherer Betrag erwartet worden war, sah das BMVI nach Vorlage der Ergebnisse zunächst Prob-
leme, die ursprüngliche Zusage zur Restfinanzierung einzuhalten. 

In der Folge wurde zwischen Minister Dr. Althusmann und PStS Ferlemann zunächst verabredet, 
zu versuchen, eine Mitfinanzierung der Weddeler Schleife als Sonderprojekt im Rahmen der Be-
reitstellung von Mitteln für den Kohleausstieg auf der Bundesebene zu erreichen. Dies blieb jedoch 
erfolglos. Der in den Beratungen befindliche Entwurf zum „Strukturstärkungsgesetz Kohleregionen“ 
sieht eine Beschränkung der Mittelverwendung auf das Kreisgebiet Helmstedt vor, was eine Mitfi-
nanzierung des zweigleisigen Ausbaus der Weddeler Schleife ausschließen dürfte. 

Schließlich wurde in einem telefonischen Spitzengespräch am 04.11.2019 zwischen Minister 
Dr. Althusmann, PStS Ferlemann und weiteren Vertretern von BMVI, Regionalverband Großraum 
Braunschweig und MW auf Vorschlag des BMVI verabredet, zu versuchen, über den Haushalts-
ausschuss eine zusätzliche Mittelbereitstellung für das Projekt im Rahmen der Beratungen über 
den Bundeshaushalt 2020 zu erreichen, um auf diesem Wege zumindest den fristgerechten Start 
eines ersten Teilausbaus zur Nutzung der angemeldeten Sperrpausen gewährleisten zu können. 
Der Haushaltsausschuss hat daran anschließend in seiner Sitzung am 14.11.2019 (Bundestag am 
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29.11.2019) zusätzliche Bundesmittel i. H. v. 50 Millionen Euro bereitgestellt, die entsprechend ei-
nes Haushaltsvermerkes für das Projekt Weddeler Schleife verwendet werden sollen. Damit kann 
die Umsetzung des Gesamtprojektes weiter vorangetrieben werden. 

Eine Finanzierung des vergleichsweise kurzen verbleibenden nördlichen Teilabschnitts strebt das 
BMVI bei positiver Bewertung im Rahmen der Finanzierung des Deutschlandtaktes an. Sofern die-
se Bewertung rechtzeitig vorliegt, soll die Gesamtmaßnahme aus einem Guss umgesetzt werden. 
Andernfalls könnte eine Umsetzung erst zeitlich abgesetzt im Nachgang erfolgen. Im Übrigen wird 
zum aktuell vorgesehenen Vorgehen auf die Ausführungen bei der Antwort zu Frage 3 verwiesen. 

 

20. Wie wird sich die Finanzierung der Weddeler Schleife aus heutiger Sicht und nach Akt-
euren und Finanzierungsmöglichkeiten (u. a. Haushaltstiteln und Mitteln) konkret zu-
sammensetzen? 

Es wird auf die Antworten zu den Fragen 11 bis 15 wird verwiesen. Die erforderlichen Landesantei-
le für die Finanzierung werden aus Kapitel 08 03 Titel 891 85 geleistet. 

 

 

(Verteilt am 03.02.2020) 
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